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Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Reform der Pflegeberufe 
(Pflegeberufereformgesetz – PflBRefG) 

A. Problem und Ziel 
Die Sicherung einer qualitativen Pflegeversorgung ist eine der gesellschaftspoli-
tisch wichtigen Aufgaben der nächsten Jahre. Durch demografische und epidemi-
ologische Entwicklungen sowie Veränderungen in den Versorgungsstrukturen 
wandeln sich die Anforderungen an die pflegerische Versorgung und an das Pfle-
gepersonal. Die Lebenserwartung der Mitbürgerinnen und Mitbürger in Deutsch-
land steigt; chronische Erkrankungen, Multimorbidität und die Zahl demenziell 
und psychisch erkrankter Menschen nehmen zu. Die spezifischen Belange älterer 
Menschen sind zunehmend auch bei der Pflege im Krankenhaus zu berücksichti-
gen. Aufgrund der dort verkürzten Liegezeiten müssen immer komplexere Pfle-
geleistungen durch ambulante Pflegedienste und in stationären Pflegeeinrichtun-
gen erbracht werden. Aber auch die spezifischen Anforderungen an die Pflege 
(chronisch) kranker Kinder und Jugendlicher sowie von Personen mit psychischen 
Erkrankungen dürfen bei der Vermittlung der beruflichen Handlungskompetenz 
der Pflegefachkräfte nicht außer Acht gelassen werden. 
Es ist daher erforderlich, dass künftig in der Pflegeausbildung unter Berücksich-
tigung des pflegewissenschaftlichen Fortschritts Kompetenzen zur Pflege von 
Menschen aller Altersgruppen in allen Pflegesettings vermittelt werden: Mo-
derne, sich wandelnde Versorgungsstrukturen erfordern eine übergreifende pfle-
gerische Qualifikation. Mit Blick auf den bereits heute bestehenden Fachkräfte-
mangel ist daneben die nachhaltige Sicherung der Fachkräftebasis eine wichtige 
Aufgabe auch der Reform der Pflegeausbildung.  
Ziel ist es deshalb, die Pflegeberufe zukunftsgerecht weiterzuentwickeln, attrak-
tiver zu machen und inhaltliche Qualitätsverbesserungen vorzunehmen. Es soll 
ein modernes, gestuftes und durchlässiges Pflegebildungssystem geschaffen wer-
den, das die Ausbildung der zukünftigen Pflegefachkräfte derart ausgestaltet, dass 
sie den Anforderungen an die sich wandelnden Versorgungsstrukturen und zu-
künftigen Pflegebedarfe gerecht wird und zugleich die notwendige Basis für die 
im Sinne lebenslangen Lernens erforderlichen Fort- und Weiterbildungsprozesse 
bildet.  

B. Lösung 
Die bisherigen drei Ausbildungen in der Altenpflege, der Gesundheits- und Kran-
kenpflege und der Gesundheits- und Kinderkrankenpflege werden reformiert und 
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Begründung: 
 

Zu Buchstabe a:  
 
Nicht rechtzeitige und falsche Meldungen der Ausbildungsträger an die Fondsverwal-
tung gefährden die Durchführung der Pflegeausbildung aller beteiligten Träger. 
 

Zu Buchstabe b:  
 
Folgeänderung zu Buchstabe a. Nichtmeldungen und Falschmeldungen sind aufgrund 
ihrer weitreichenden Auswirkungen auf die beteiligten Ausbildungsträger erhebliche 
Ordnungswidrigkeiten.  

 
 

55. Zu Artikel 1 (§ 59 Überschrift und Absatz 2 PflBG)  
 
In Artikel 1 ist § 59 wie folgt zu ändern: 
 

a) In der Überschrift sind die Wörter ", Anspruch auf Umschreibung" zu streichen. 
 
b) Absatz 2 ist zu streichen. 

 

Begründung: 
 
Das Recht zum Führen der Berufsbezeichnung ergibt sich aus § 59 Absatz 1 PflBG. Die 
in § 59 Absatz 2 PflBG enthaltene Formulierung würde zu einem Mehraufwand in der 
Verwaltung führen, der nicht gerechtfertigt ist, da dafür keine rechtliche Notwendigkeit 
besteht. 

56. Zu Artikel 1 (§ 60 Absatz 4 Nummer 1 bis 4 PflBG) 
 
In Artikel 1 ist § 60 Absatz 4 wie folgt zu ändern: 
 

a) In Nummer 1, 2 und 3 ist jeweils das Wort "Krankenpflegeschule" durch das Wort "(Kinder-)Kranken-
pflegeschule" zu ersetzen. 

 
b) In Nummer 4 sind die Wörter "einer staatlichen oder staatlich anerkannten Krankenpflegeschule oder" 

zu streichen. 
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Begründung: 
 
Zu Buchstabe a: 
 
Der Bestandsschutz muss auch auf die Schulleitung und die Lehrkräfte von staatlichen 
oder staatlich anerkannten Kinderkrankenpflegeschulen Anwendung finden. 
 

Zu Buchstabe b: 
 
Eine Weiterbildung zur Leitung einer Schule oder zur Lehrkraft, die nach dem 31. De-
zember 2003 beginnen würde, kann nicht berücksichtigt werden, da nach § 4 Absatz 3 
Nummer 1 und 2 Krankenpflegesetz vom 16. Juli 2003 Schulleitung und Lehrkräfte 
über eine abgeschlossene Hochschulausbildung verfügen müssen.  
 
Im Rahmen des Bestandsschutzes nach § 24 Absatz 2 Nummer 3 KrPflG gelten die 
Voraussetzungen nach § 4 Absatz 3 Nummer 1 und 2 KrPflG als erfüllt, wenn als Schul-
leitung oder Lehrkräfte Personen eingesetzt werden, die bei Inkrafttreten des Gesetzes 
(1. Januar 2004) an einer für die genannten Tätigkeiten nach dem Krankenpflegegesetz 
vom 4. Juni 1985 erforderlichen Weiterbildung bereits teilnehmen und diese erfolgreich 
abschließen.  
 
Der Bestandsschutz erstreckt sich auch auf Schulleitung und Lehrkräfte, welche die 
entsprechende Weiterbildung bereits vor dem 1. Januar 2004 abgeschlossen haben (§ 
24 Absatz 2 Nummer 3 KrPflG). 

57. Zu Artikel 1 (§ 60 Absatz 5 - neu - PflBG) 
 
In Artikel 1 ist dem § 60 folgender Absatz 5 anzufügen: 
 

"(5) Absatz 4 findet keine Anwendung auf Kranken- und Altenpflegeschulen die nach dem [einsetzen: Tag 
der ersten Lesung des Gesetzentwurfs] einen Antrag auf Anerkennung nach den Vorschriften des Kranken- 
oder Altenpflegegesetzes in der bis 31. Dezember 2017 geltenden Fassung stellen." 
 

Begründung: 
 
Es besteht die Gefahr, dass bei Bekanntwerden der beabsichtigten Regelungen des 
neuen Pflegeberufsgesetzes die Anerkennung von Schulen noch nach altem Recht be-
gehrt wird, da hier die geforderten Qualifikationen für Schulleitungen wie für Lehrende 
geringer sind. 
 
Durch die Änderung soll sichergestellt werden, dass sich Schulen, die zwischen dem 
Tag der ersten Lesung des Gesetzentwurfs und dem 1. Januar 2018 einen Antrag auf 
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staatliche Anerkennung stellen, darauf einstellen müssen, dass sie ab dem 1. Januar 
2018 nicht von der Fiktionswirkung des § 60 Absatz 4 PflBG profitieren können. 

 
 

58. Zu Artikel 1 (§ 61 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 Satz 1 
    und Satz 2 - neu - PflBG),  
 Artikel 15 Absatz 2, 3, 4 und 5 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten) 
 
Der Gesetzentwurf ist wie folgt zu ändern: 
 
a) In Artikel 1 ist § 61 wie folgt zu ändern: 
 

aa) In Absatz 1 Satz 1 und in Absatz 2 Satz 1 ist jeweils die Angabe "31. Dezember 2017" durch die 
Angabe "31. Dezember 2018" und die Angabe "31. Dezember 2022" ist jeweils durch die Angabe 
"31. Dezember 2023" zu ersetzen. 

 
bb) Absatz 3 ist wie folgt zu fassen: 

 
"(3) Die Finanzierung der Ausbildungen nach Absatz 1 und 2 erfolgt ab dem 1. Januar 2019 ein-
heitlich nach den Regelungen dieses Gesetzes. Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung festzulegen, dass abweichend von Satz 1 die Ausbildungen nach  
Absatz 1 und 2 längstens bis zum 31. Dezember 2023 nach den vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
geltenden Regelungen finanziert werden." 

 
b) Artikel 15 ist wie folgt zu ändern: 
 

aa) In Absatz 2 ist die Angabe "1. Januar 2017" durch die Angabe "1. Januar 2018" zu ersetzen. 
 
bb) In Absatz 3 ist die Angabe "1. Januar 2023" durch die Angabe "1. Januar 2024" zu ersetzen. 
 
cc) In Absatz 4 ist die Angabe "1. Januar 2018" durch die Angabe "1. Januar 2019" zu ersetzen. 
 
dd) In Absatz 5 ist die Angabe "31. Dezember 2017" durch die Angabe "31. Dezember 2018" zu er-

setzen. 
 

Begründung: 
 
Die neue Ausbildung soll nach dem Gesetzentwurf bereits zum 1. Januar 2018 starten. 
Um dies zu ermöglichen, müssten bereits bis Januar 2017 die neuen Finanzierungsstruk-
turen geschaffen werden, das heißt, Bestimmung beziehungsweise Aufbau der zustän-
digen Fondsbehörde, Entwicklung eines Verwaltungs- und EDV-Verfahrens (Elektro-
nische Datenverarbeitung), Aufbau einer Schiedsstelle. Insbesondere vor dem Hinter-
grund, dass die Bundesregierung bislang die erforderliche Umlageverordnung nicht 
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vorgelegt hat und die konkreten Rahmenbedingungen damit nicht bekannt sind, ist der 
vorgeschlagene Zeitplan realitätsfern. 
 
Dies gilt - im Hinblick auf die Pflegeeinrichtungen - umso mehr, als sie in den kom-
menden beiden Jahren ohnehin mit der Umsetzung der Pflegereform vor tiefgreifenden 
Veränderungsprozessen stehen. Eine gleichzeitige Umsetzung der gesamten Umstel-
lung auf eine neue Ausbildungsfinanzierung (Budgetverhandlungen et cetera) würde 
auch hier eine erhebliche Überforderung darstellen. 
 
Deshalb ist das Inkrafttreten des Gesetzes um ein Jahr zu verschieben. Die neue Aus-
bildung könnte damit am 1. Januar 2019 starten. 
 
Außerdem sollen die Finanzierungsregelungen einheitlich für neue und alte Fachkraft-
ausbildungen ab dem 1. Januar 2019 anwendbar sein. Das verhindert ein Nebeneinander 
verschiedener bundes- und landesrechtlicher Finanzierungssystematiken und Umlage-
verfahren für die Refinanzierung der Praxisausbildung und der Schulkosten in den Be-
reichen Alten- und Krankenpflegeausbildung beziehungsweise generalistischer Ausbil-
dung.  
 
Dieser einheitliche Weg scheint vor allem in Ländern mit bereits bestehenden Umlage-
verfahren dringend geboten, weil ansonsten in den Jahren 2019 bis 2023 parallel das 
alte Umlageverfahren weitergeführt werden und zum Beispiel in den Jahren 2021 bis 
2023 für die äußerst wenigen Fälle von Teilzeitausbildungen gesonderte Umlagebe-
rechnungen und getrennte Umlagebescheide für alle Pflegeeinrichtungen erlassen wer-
den müssten. Durch die Öffnungsklausel in § 61 Absatz 2 Satz 2 PflBG sollen aber 
Länder, in denen die Weiterführung der bisherigen Finanzierungsverfahren verwal-
tungstechnisch aufgrund landesspezifischer Besonderheiten vorteilhaft wäre, die Mög-
lichkeit erhalten, eine Fortgeltung der Altregelungen festzulegen. 

 
 

59. Zu Artikel 1 (§ 61 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 PflBG) 
 

In Artikel 1 ist § 61 wie folgt zu ändern: 
 
a) In Absatz 1 Satz 1 sind nach dem Wort "Krankenpflegegesetzes" die Wörter "und der hierzu erlassenen 

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung" einzufügen. 
 
b) In Absatz 2 Satz 1 sind nach dem Wort "Altenpflegegesetzes" die Wörter "und der hierzu erlassenen 

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung" einzufügen. 
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Begründung: 
 
Die Änderung dient der Klarstellung, dass auf nach altem Recht begonnene Ausbildun-
gen in der Krankenpflege, Kinderkrankenpflege und Altenpflege die zum Krankenpfle-
gegesetz beziehungsweise Altenpflegegesetz erlassenen Ausbildungs- und Prüfungs-
verordnungen anzuwenden sind. 

 
 

60. Zu Artikel 1 (§ 62 Überschrift und Absatz 1 Satz 1 und Satz 5 - neu - PflBG) 
 
In Artikel 1 ist § 62 wie folgt zu ändern: 
 

a) In der Überschrift sind nach dem Wort "Pflegeschulen" ein Komma und das Wort "Bestandsschutz" 
anzufügen. 

 
b) Absatz 1 ist wie folgt zu ändern: 
 

aa) In Satz 1 sind nach dem Wort "Schulen" die Wörter "oder Modellstudiengänge an Hochschulen" 
einzufügen. 

 
bb) Folgender Satz ist anzufügen:  
 

"Satz 1 bis 4 gelten entsprechend für Einrichtungen des tertiären Bildungsbereichs." 
 

Begründung: 
 
Der in § 62 PflBG vorgesehene Bestandsschutz muss auch auf nach §§ 4 Absatz 6 des 
Krankenpflegegesetzes beziehungsweise des Altenpflegegesetzes genehmigte Modell-
studiengänge an Hochschulen erstreckt werden, die ohne eine Kooperation mit einer 
Pflegeschule durchgeführt werden. 
 
Außerdem muss sichergestellt werden, dass auch genehmigte Modellstudiengänge an 
Einrichtungen des tertiären Bildungsbereichs weitergeführt werden können. 

 
 

61. Zu Artikel 1 (§ 62 Absatz 1 Satz 1 PflBG) 
 
In Artikel 1 sind in § 62 Absatz 1 Satz 1 die Wörter "bis zum 31. Dezember 2029" zu streichen. 
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Begründung: 
 
Die hochschulische Ausbildung stellt einen wichtigen Anteil des Pflegeberufereform-
gesetzes dar, sie trägt wesentlich zur dringend benötigten Professionalisierung bei. Die 
Evaluation der Modellstudiengänge in Nordrhein-Westfalen hat ergeben, dass Hoch-
schulstudiengänge nach § 38 PflBG, bei denen der Kompetenzerwerb im Studium mit 
seinen integrierten berufsfachlichen Ausbildungsinhalten komplett in der Hochschule 
verantwortet und durchgeführt wird, als auch Studiengänge, bei denen der Kompetenz-
erwerb nach § 62 PflBG in einer engen Kooperation zwischen Hochschule und Berufs-
fachschule gestaltet wird, erfolgreich sind. Beide Hochschul-Strukturmodelle vermit-
teln durchgängig eine Kompetenz auf DQR 6-Niveau (Deutscher Qualifikationsrah-
men). Kooperationsmodelle nach § 62 PflBG wirken durch die engen Kooperationsbe-
ziehungen zu Berufsfachschulen zudem stark in die berufsfachliche und berufspädago-
gische Entwicklung der Pflegefachausbildung hinein. Es entsteht ein positiver Syner-
gieeffekt. Hochschulische Kooperationsmodelle sollen daher ohne Befristung angebo-
ten werden. 

 
 

62. Zu Artikel 1 (§ 62 Absatz 2 PflBG) 
 
In Artikel 1 ist § 62 Absatz 2 wie folgt zu fassen: 
 
"(2) Neue Kooperationen von Hochschulen und Pflegeschulen müssen die Ausbildungsziele nach § 5 und 
§ 37 erfüllen." 
 

Begründung: 
 
§ 62 Absatz 2 PflBG sieht vor, dass ausbildungsintegrierte Studiengänge in Kooperation 
mit den neuen Pflegeschulen nur übergangsweise eingeführt werden sollen. Diese Re-
gelung widerspricht der Position der Kultusministerkonferenz, die sie in ihrer "Stellung-
nahme zum vorläufigen Arbeitsentwurf für ein Pflegeberufsgesetz (Stand: 24.07.2015)" 
festgehalten hat und soll deshalb gestrichen werden.  
 
Duale Studiengänge sollten aber ein dauerhaftes, alternatives Studienmodell zu dem im 
Gesetzentwurf vorgesehenen primärqualifizierenden Modell sein. Mit der neuen Fas-
sung des § 62 Absatz 2 PflBG können ausbildungsintegrierte Studiengänge unbefristet 
eingerichtet werden, wenn sie die beruflichen und hochschulischen Ausbildungsziele, 
wie sie im Gesetzentwurf festgelegt sind, erfüllen. Weitere Maßgaben für die Einrich-
tung von ausbildungsintegrierten Studiengängen sollen nicht vorgegeben werden, da sie 
einen allgemein anerkannten Beitrag für die Durchlässigkeit zwischen hochschulischer 
und beruflicher Bildung leisten. Insbesondere entfällt mit der neuen Fassung auch die  
Maßgabe, dass neue Kooperationen zwischen Hochschulen und Pflegeschulen nur auf 
Antrag von der zuständigen Landesbehörde zugelassen werden können. Somit können 
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die Hochschulen darüber in eigener Zuständigkeit entscheiden. 
 
 

63. Zu Artikel 1 (§ 62 PflBG) 
 

Auch wenn der Gesetzentwurf eine Präferenz für den Ausbau primärqualifizierender Studienangebote in 
der Pflege verfolgt, bittet der Bundesrat klarzustellen, dass duale ausbildungsintegrierende Studiengänge, 
die keine Modellstudiengänge sind, von den Übergangsregelungen des § 62 PflBG nicht berührt werden. 
Diese erfolgreichen, stark nachgefragten Studiengänge sollen in einer Übergangszeit weitergeführt wer-
den können, da sie einen wichtigen Beitrag zur Akademisierung des Pflegeberufes leisten.  

 
 

64. Zur Weiterführung bestehender Studienangebote 
 
Der Bundesrat fordert sicherzustellen, dass bestehende Studienangebote weitergeführt werden können, 
auch wenn es sich nicht um Modellstudienangebote handelt. Dies gilt auch für Studienangebote im terti-
ären Bereich (Berufsakademie). 
 

Begründung: 
 
Es ist in jedem Fall sicherzustellen, dass bereits begonnene Ausbildungen, etwa an 
Berufsakademien, einen Bestandsschutz erhalten und abgeschlossen werden können. 

 

65. Zu Artikel 2 Nummer 3 - neu - und Nummer 4 - neu -  
(§ 131b Satz 1 und § 176 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 Satz 3 - neu - SGB III) 

 
Dem Artikel 2 sind folgende Nummern 3 und 4 anzufügen: 

 
'3. § 131b Satz 1 wird wie folgt gefasst:  
 
  "Abweichend von § 180 Absatz 4 Satz 1 ist die Dauer einer Vollzeitmaßnahme der beruflichen 

Weiterbildung nach Teil 2 des Pflegeberufsgesetzes auch dann angemessen, wenn sie nach dem Pfle-
geberufsgesetz nicht um mindestens ein Drittel verkürzt werden kann." 

 
 4. § 176 wird wie folgt geändert: 

 
a) In Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort "durchführen," die Wörter "sowie Schulen oder Job-

center unter Aufsicht des Bundes oder der Länder" eingefügt. 
 
b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 
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"Maßnahmen, die von Schulen oder Jobcentern unter Aufsicht des Bundes oder der Länder durch-
geführt werden, bedürfen keiner Zulassung." ' 

 
Begründung: 
 

Zu Nummer 3: 
 
Der Rückgang der Absolventen aus allgemeinbildenden Schulen und der bestehende 
demografisch bedingte Erweiterungsbedarf bei den Pflegefachkräften im Versorgungs-
sektor SGB XI machen es zwingend notwendig, über ein attraktives Instrument der be-
ruflichen Fort- und Weiterbildung weitere Interessenten für den Pflegeberuf zu gewin-
nen (zum Beispiel mit Realschulabschluss ohne Berufsausbildung).  

 

Zu Nummer 4: 
 
§ 176 SGB III soll die Qualität von Trägern und Maßnahmen sicherstellen, die im Auf-
trag der Bundesagentur für Arbeit durchgeführt werden. Sofern solche Träger und Maß-
nahmen jedoch bereits unter der Aufsicht der Länder oder des Bundes stehen, wird 
durch diese Regelung eine Situation doppelter Standards der Qualitätssicherung ge-
schaffen.  
 
So müssen zum Beispiel auch Schulen, die bereits nach anderen Gesetzen beziehungs-
weise durch andere Aufsichtsbehörden bezüglich ihrer Qualität klare Vorgaben haben 
beziehungsweise überprüft werden, als Träger noch einmal nach der Akkreditierungs- 
und Zulassungsverordnung Arbeitsförderung (AZAV) zertifiziert werden, wenn sie 
zum Beispiel auch Umschülerinnen und Umschüler ausbilden, desgleichen ihre "Maß-
nahmen". Auch Pflegeschulen, die angesichts des Fachkräftemangels im Pflegebereich 
ihre Kapazitäten ausbauen müssten, wozu unerlässlich auch die Qualifizierung von 
Quereinsteigerinnen und Quereinsteigern im Rahmen einer "Förderung der beruflichen 
Weiterbildung" nach den §§ 81 ff. SGB III im Auftrag der Bundesagentur für Arbeit 
gehört, müssten sich noch einmal gesondert zertifizieren lassen, obwohl ihre Qualität 
durch das Pflegeberufsgesetz bereits gesichert wäre. Dies verursacht bei diesen Schulen 
und Maßnahmeträgern zusätzliche Kosten und zusätzlichen Arbeitsaufwand, ohne dass 
hierdurch die Qualität verbessert würde. Angesichts der Bemühungen von Bund und 
Ländern um Entbürokratisierung ist dieser doppelte Aufwand durch doppelte Standards 
nicht sinnvoll. 
 
Bisher ungenutzte Kapazitäten für die Umschulung in Pflegeberufe sind vor allem bei 
staatlichen Schulen anzutreffen, da diese ohne die Zertifizierung nach der AZAV keine 
Bildungsgutscheine für Weiterbildungsmaßnahmen der Bundesagentur für Arbeit ein-
lösen können. Somit bleiben vorhandene (in der Regel schulgebührenfreie) Plätze für 
die Altenpflegeausbildung ungenutzt. 
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66. Zu Artikel 4 Nummer 2 Buchstabe c - neu - (§ 82a Absatz 3 Nummer 2  
Satz 2 - neu -SGB XI) 

 
In Artikel 4 ist der Nummer 2 folgender Buchstabe c anzufügen: 
 
'c) Absatz 3 Nummer 2 wird folgender Satz angefügt:  
 

"Hierbei ist zu berücksichtigen, dass eine abgeschlossene landesrechtlich geregelte Pflegehelfer- oder 
Pflegeassistenzausbildung den Zugang zur Ausbildung nach dem Pflegeberufsgesetz ermöglicht und 
auch zu einer Anrechnung und Verkürzung der Ausbildung führen kann." ' 

 

Begründung:  
 
Die Angemessenheit des Angebots an Ausbildungsplätzen für Pflegehelfer kann nicht 
nur ausschließlich an der Nachfrage speziell nach ausgebildeten Pflegehelfern gemes-
sen werden. Für viele ist die Helferausbildung der Einstieg in die Fachkraftausbildung. 
In Baden-Württemberg schließen 50 Prozent bis 75 Prozent eines Jahrgangs die Fach-
kraftausbildung an, viele verkürzen um ein Jahr. Eine Umlage der Praxiskosten auch 
für die Altenpflegehilfe würde die Ausbildungsbereitschaft der Einrichtungen steigern.  

 
 

67. Zu Artikel 6a - neu - (§ 7 Absatz 1 Nummer 4 KHEntgG) und 
 Artikel 6b - neu - (§ 7 Absatz 1 Nummer 3 BPflV) 

 
Nach Artikel 6 sind folgende Artikel 6a und 6b einzufügen: 
 

'Artikel 6a 
Änderung des Krankenhausentgeltgesetzes 

 

In § 7 Absatz 1 Nummer 4 des Gesetzes über die Entgelte für voll- und teilstationäre 
Krankenhausleistungen vom 23. April 2002 (BGBl. I S. 1412, 1422), das durch Artikel 
4 des Gesetzes vom 10. Dezember 2015 (BGBl. I S. 2229) geändert worden ist, werden 
im ersten Klammerzusatz nach dem Wort "Krankenhausfinanzierungsgesetzes" die 
Wörter "sowie § 33 Absatz 3 Satz 1 des Pflegeberufsgesetzes" eingefügt. 
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Artikel 6b 
Änderung der Bundespflegesatzverordnung 

In § 7 Absatz 1 Nummer 3 der Verordnung zur Regelung der Krankenhauspflegesätze 
vom 26. September 1994 (BGBl. I S. 2750), die durch Artikel 5 des Gesetzes vom 10. 
Dezember 2015 (BGBl. I S. 2229) geändert worden ist, werden im ersten Klammerzu-
satz nach dem Wort "Krankenhausfinanzierungsgesetzes" die Wörter "sowie § 33 Ab-
satz 3 Satz 1 des Pflegeberufsgesetzes" eingefügt.' 

 
Begründung: 
 
Nach § 33 Absatz 3 Satz 1 zweite Alternative PflBG kann der von den Trägern der 
Einrichtungen nach § 7 Absatz 1 Nummer 1 PflBG (Krankenhäuser) zu zahlende Anteil 
auch als eigenständiger Ausbildungszuschlag je voll- und teilstationärem Fall aufge-
bracht werden. Diese Möglichkeit besteht neben der ersten Alternative, wonach der An-
teil als Teilbetrag des Ausbildungszuschlags nach § 17a Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 
Krankenhausfinanzierungsgesetz aufgebracht werden kann. Die Regelung in § 33 Ab-
satz 3 Satz 1 PflBG spiegelt den in § 28 Absatz 2 erster Halbsatz PflBG formulierten 
Grundsatz wider, wonach die an den Umlageverfahren teilnehmenden Krankenhäuser 
die auf sie entfallenden Umlagebeträge zusätzlich zu den Entgelten oder Vergütungen 
für ihre Leistungen als Ausbildungszuschläge erheben können. Im Gesetzentwurf ist 
eine eindeutige Regelung des Krankenhausentgeltrechtes hinsichtlich des eigenständi-
gen Ausbildungszuschlages jedoch noch nicht vorgesehen.  
 
Mit der Änderung des Krankenhausentgeltgesetzes sowie der Änderung der Bundes-
pflegesatzverordnung wird eindeutig geregelt, dass nicht nur die Ausbildungszuschläge 
nach § 17a Absatz 6 Krankenhausfinanzierungsgesetz (gegebenenfalls einschließlich 
eines Teilbetrages im Sinne von § 33 Absatz 3 Satz 1 erste Alternative PflBG), sondern 
auch die eigenständigen Ausbildungszuschläge nach § 33 Absatz 3 Satz 1 zweite Alter-
native PflBG als Entgelte für allgemeine Krankenhausleistungen gegenüber den Pati-
entinnen und Patienten oder ihren Kostenträgern abgerechnet werden können. 

 
 

68. Zu Artikel 15 Absatz 1 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten) 
 
In Artikel 15 Absatz 1 ist nach der Paragrafenangabe "54" die Angabe "Absatz 1" zu streichen. 
 

Begründung: 
 
§ 54 PflBG besteht nur aus einem Absatz. 
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69. Zum Gesetzentwurf allgemein 
 
Der Bundesrat verbindet mit dem Gesetzentwurf die Erwartung, dass die neue Pflegeausbildung auf die 
aktuellen und zukünftigen Anforderungen der Pflege gut vorbereitet und damit zu einer qualitativ und 
quantitativ hochwertigen Versorgung in allen Sektoren der Pflege beiträgt. Nur ein attraktives und inno-
vatives Berufsbild ist langfristig geeignet, die dringend benötigten Fachkräfte in allen Bereichen der 
Pflege zu gewinnen. 
Von großer Bedeutung ist in diesem Zusammenhang, dass zukünftig kein Schulgeld von Auszubildenden 
mehr erhoben und die Finanzierung der Ausbildung auf eine solide und solidarische Grundlage gestellt 
wird. Hervorzuheben ist, dass sich auch die soziale Pflegeversicherung schrittweise stärker an der Finan-
zierung beteiligt und dadurch unverhältnismäßige Belastungen der Pflegebedürftigen vermieden werden 
können. 
 
Neben den Pflegeschulen, die zukünftig für das gesamte Spektrum der Pflege ausbilden, wird auch den 
Ausbildungsbetrieben eine wichtige Rolle zukommen. In enger Kooperation mit den Pflegeschulen und 
weiteren an der Ausbildung beteiligten Einrichtungen sorgen sie für eine umfassende praktische Ausbil-
dung und ermöglichen den Auszubildenden gleichzeitig eine Schwerpunktbildung, da die Ausbildung 
überwiegend im eigenen Betrieb durchgeführt wird. Es wird große und kleine Ausbildungsbetriebe ge-
ben, die nicht nur in Fragen der Ausbildung, sondern auch in Fragen der pflegerischen Versorgung zu-
künftig noch enger zusammenarbeiten werden. Dies geschieht auch zum Wohle der pflegebedürftigen 
Menschen in den verschiedenen Sektoren. Eine bundesweit verbindlich vorgegebene und im Rahmen der 
Fondsfinanzierung abgesicherte Praxisanleitung unterstützt Auszubildende und Betriebe.  
 
Die Länder übernehmen eine besondere Verantwortung, weil das Angebot eines hochschulischen Aus-
bildungsweges allein in ihrer Zuständigkeit liegt. Damit werden bewährte Strukturen erhalten und ausge-
baut. 
 
Die Länder erwarten von der neuen Pflegeausbildung einen qualitativen und quantitativen Schub im In-
teresse der pflegebedürftigen Menschen und der Berufsangehörigen selbst. Soweit es noch spürbare Un-
terschiede in der Entlohnung von Pflegekräften gibt, sollte die gemeinsame Ausbildung die Vorausset-
zung dafür schaffen, diese möglichst bald abzubauen. 
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Anlage 4 
Gegenäußerung der Bundesregierung 

 
 
Zu Nummer 1 
(Gesetzentwurf insgesamt – Berufsbezeichnung)  
Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab, da der Begriff „Pflegefachkraft“ bereits in § 71 SGB XI normiert 
ist und auch in anderem sozialrechtlichen Kontext mit anderem Inhalt verwendet wird.  
 
Zu Nummer 2 
(Artikel 1 (§ 3 Absatz 3 Satz 1a - neu – und § 57 Absatz 1 Nummer 2 PflBG)) 
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag mit der Maßgabe zu, dass § 57 Absatz 1 Nummer 2 PflBG zur 
Anpassung an die übliche Rechtsetzungstechnik im Nebenstrafrecht wie folgt gefasst wird: 
„2. entgegen § 3 Absatz 3 Satz 2 oder § 4 Absatz 1 als selbständig erwerbstätige Person eine dort genannte Auf-
gabe durchführt oder“. 
 
Zu Nummer 3  
(Artikel 1 (§ 5 Absatz 1 Satz 1 PflBG)) 
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 
 
Zu Nummer 4 
(Artikel 1 (§ 6 Absatz 2 PflBG)) 
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 
 
Zu Nummer 5 
(Artikel 1 (§ 6 Absatz 2 Satz 1, Satz 2 - neu - PflBG)) 
Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 
 
Zu Nummer 6 
(Artikel 1 (§ 6 Absatz 3 Satz 5 - neu - PflBG)) 
Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab, da er der Systematik des Gesetzentwurfs nicht entspricht und nicht 
erforderlich ist. Die Inhalte der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung sind in § 56 Absatz 1 PflBG vorgegeben 
und müssen nicht zu einzelnen Themenbereichen im Gesetzestext an anderen Stellen geregelt werden. 
Einzelheiten zur Ausgestaltung der Praxisbegleitung und Praxisanleitung werden in der Ausbildungs- und Prü-
fungsverordnung aufgegriffen werden. 
 
Zu Nummer 7 
(Artikel 1 (§ 7 Absatz 4 Satz 1a - neu - PflBG)) 
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 
 
Zu Nummer 8 
(Artikel 1 (§ 8 Absatz 1 Satz 1 PflBG)) 
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 
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Zu Nummer 9 
(Artikel 1 (§ 8 Absatz 2 PflBG)) 
Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab, da der nach § 16 Absatz 1 PflBG vorgesehene Ausbildungsvertrag 
allein mit einem einzigen Träger der praktischen Ausbildung mit eigener Rechtspersönlichkeit geschlossen wer-
den kann. Ein Verbund von Trägern der praktischen Ausbildung hat keine eigene Rechtspersönlichkeit. Mit ihm 
kann daher kein Ausbildungsvertrag geschlossen werden. Zudem wäre fraglich, welche Einrichtung in einem 
Verbund die Verantwortung für die Wahrnehmung der Aufgaben des Trägers der praktischen Ausbildung trägt. 
 
Zu Nummer 10 
(Artikel 1 (§ 8 Absatz 4 Satz 1 und Satz 2 PflBG)) 
Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 
 
Zu Nummer 11 
(Artikel 1 (§ 8 Absatz 5 - neu - PflBG)) 
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 
 
Zu Nummer 12 
(Artikel 1 (§§ 8, 10 und 57 PflBG)) 
Die Bundesregierung nimmt die Prüfbitte zur Kenntnis und wird die Frage prüfen. 
 
Zu Nummer 13 
(Artikel 1 (§ 9 Absatz 1 Nummer 2 PflBG)) 
Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 
 
Zu Nummer 14 
(Artikel 1 (§ 9 Absatz 3 Satz 1 PflBG)) 
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 
 
Zu Nummer 15 
(Artikel 1 (§ 9 Absatz 3 Satz 2 PflBG)) 
Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. Der Gesetzentwurf legt Mindestanforderungen an Pflegeschulen 
fest. Eine Unterschreitung sollte, wie in § 9 Absatz 2 Satz 2 PflBG vorgesehen, unter Qualitätsaspekten nur vo-
rübergehend möglich sein. 
 
Zu Nummer 16 
(Artikel 1 (§ 10 Absatz 1 Satz 1 und 2 PflBG)) 
Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab, da er § 8 Absatz 2 Nummer 2 und Absatz 3 PflBG widerspricht, 
nach denen der Träger der praktischen Ausbildung sowohl mit einer Pflegeschule einen Vertrag über die Durch-
führung des Unterrichts als auch Vereinbarungen mit den weiteren an der praktischen Ausbildung beteiligten 
Einrichtungen schließt. Eine dem Antrag entsprechende Regelung, nach der die Pflegeschule Kooperationsver-
träge mit den Trägern der praktischen Ausbildung schließt, würde zu Unklarheiten führen, die zu vermeiden sind. 
 
Zu Nummer 17 
(Artikel 1 (§ 11 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe d PflBG)) 
Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 
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Zu Nummer 18 
Artikel 1 (§ 14 Absatz 2, Absatz 3 Satz 1 und Absatz 5 PflBG) 
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 
 
Zu Nummer 19 
Artikel 1 (§ 18 Absatz 1 Nummer 2a - neu - PflBG) 
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 
 
Zu Nummer 20 
Artikel 1 (§ 22 Absatz 3 Satz 1a - neu - PflBG) 
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 
 
Zu Nummer 21 
(Artikel 1 (§§ 26 bis 36 PflBG) – Zur Finanzierung der Ausbildung und zu den Kosten der Reform) 
Die Bundesregierung nimmt die Aufforderung zur Kenntnis. 
 
Zu Nummer 22 
(Artikel 1 (§§ 26 bis 36 PflBG) – Zur Finanzierung der Ausbildung und zu den Kosten der Reform) 
Die Bundesregierung nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 
 
Zu Nummer 23 
(Artikel 1 (§ 26 Absatz 4 Satz 3 - neu -, § 34 Absatz 1 Satz 1a - neu - und Satz 4 und Absatz 5 Satz 3 - neu - 
PflBG)) 
Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 
 
Zu Nummer 24 
(Artikel 1 (§ 26 Absatz 6 Satz 1a - neu -, 1b - neu -, 1c - neu - PflBG)) 
Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 
 
Zu Nummer 25 
(Artikel 1 (§ 26 Absatz 6 Satz 3 PflBG)) 
Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab, da sie es nicht für sachgerecht hält, auch die Fachaufsicht dem 
zuständigen Landesministerium zu übertragen. Die Länder sind bei allen Schritten im Finanzierungsverfahren 
beteiligt und haben so fachliche Einflussmöglichkeiten. Auch angesichts des im Vergleich zu anderen Kostenträ-
gern geringen Finanzierungsanteils der Länder sieht die Bundesregierung eine Fachaufsicht der Länder kritisch. 
 
Zu Nummer 26 
(Artikel 1 (§ 27 Absatz 1 Satz 1 PflBG)) 
Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 
 
Zu Nummer 27 
(Artikel 1 (§ 27 Absatz 1 Satz 1 PflBG)) 
Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 
 
Zu Nummer 28 
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(Artikel 1 (§ 30 Absatz 4 Satz 4 - neu - PflBG)) 
Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 
 
Zu Nummer 29 
(Artikel 1 (§ 32 Absatz 2 Satz 1, Satz 1a - neu - und 1b - neu – und § 56 Absatz 3 Nummer 3 PflBG)) 
Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 
 
Zu Nummer 30 
(Artikel 1 (§ 32 Absatz 2 Satz 3 - neu - PflBG)) 
Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. Es bleibt unklar, wie und in welchem Verfahren die Mehrkosten 
aufgebracht werden. Sollte aus dem Fonds finanziert werden, ist die Kostenverteilungsregelung entbehrlich. Für 
eine anderweitige Finanzierung fehlt ein Verfahren. Im Übrigen läuft eine Nachfinanzierung dem Wesen einer 
Pauschale zuwider, die Gesamtkosten im Vorhinein zu beziffern, eine Spitzabrechnung zu vermeiden und Anreize 
für eine wirtschaftliche Verwaltung zu setzen. 
 
Zu Nummer 31 
(Artikel 1 (§ 33 Absatz 2 Satz 1 und § 34 Absatz 1 Satz 1 PflBG)) 
Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 
 
Zu Nummer 32 
(Artikel 1 (§ 33 Absatz 2 Satz 2 PflBG)) 
Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 
 
Zu Nummer 33 
(Artikel 1 (§ 33 Absatz 4 Satz 3a - neu - PflBG)) 
Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 
 
Zu Nummer 34 
(Artikel 1 (§ 33 Absatz 8 Satz 1a - neu - PflBG)) 
Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen.  
 
Zu Nummer 35 
(Artikel 1 (§ 34 Absatz 2 Satz 1, Satz 2 - neu - PflBG)) 
Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. Eine Klarstellung ist nicht erforderlich. Im Übrigen berücksichtigt 
der Vorschlag die Kooperationsvereinbarungen nur für den Fall der Vereinbarung von Individual-, nicht aber bei 
Pauschalbudgets. 
 
Zu Nummer 36 
(Artikel 1 (§ 36 Absatz 3 PflBG)) 
Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 
 
Zu Nummer 37 
(Artikel 1 (§§ 37 bis 39 PflBG)) 
Die Bundesregierung nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 
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Zu Nummer 38 
(Artikel 1 (§ 37 Absatz 1, 2, 3 Satz 1, Absatz 4 Satz 1, § 38 Absatz 1 Satz 2, Absatz 3 Satz 3, 4, Absatz 4 Satz 
1, Absatz 6 Satz 1, § 39 Absatz 1 Satz 1, Absatz 3 Satz 1, 2, Absatz 4 Satz 1, 2, § 62 Absatz 1 Satz 2, Absatz 
2 PflBG)) 
Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab, da die hochschulische Pflegeausbildung ausschließlich an Hoch-
schulen stattfinden soll. Berufsakademien haben keinen Hochschulstatus. Sie verleihen auch keinen akademi-
schen Grad. 
 
Zu Nummer 39 
(Artikel 1 (§ 38 Absatz 2 PflBG)) 
Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 
 
Zu Nummer 40 
(Artikel 1 (§ 38 Absatz 3 Satz 2a - neu - PflBG)) 
Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab, da die Finanzierung von Hochschulausbildungen Ländersache ist. 
Das Anliegen der Länder stellt eine Durchbrechung des bisherigen Finanzierungssystems hochschulischer Aus-
bildungen dar. Zudem erhalten die Studierenden von den Einrichtungen während der praktischen Ausbildung 
keine Ausbildungsvergütung und für sie wird kein Wertschöpfungsanteil angerechnet. Damit dürften die Ausga-
ben für die Praxisanleitung zumindest zum größten Teil kompensiert werden, sodass die Einrichtungen auch ohne 
Finanzierung der Praxisanleitung durch die Hochschule Studierende ausbilden werden. 
 
Zu Nummer 41 
(Artikel 1 (§ 39 PflBG)) 
Die Bundesregierung nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 
 
Zu Nummer 42 
(Zu den Einzelbegründungen zu Artikel 1 (§§ 1 und 39 PflBG)) 
Die Bundesregierung nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 
 
Zu Nummer 43 
(Artikel 1 (§ 41 Absatz 1 Satz 1 PflBG)) 
Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 
 
Zu Nummer 44 
(Artikel 1 (§ 50 Absatz 1 PflBG)) 
Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen.  
 
Zu Nummer 45 
(Artikel 1 (§ 51 Absatz 1 PflBG)) 
Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab, da die Wörter „zuständige Stelle“ nicht nur die „zuständigen Be-
hörden des Landes“ umfassen, sondern auch weitere, andere Stellen. 
 
Zu Nummer 46 
(Artikel 1 (§ 51 Absatz 1, Absatz 3 Satz 1 und 2 und Absatz 4 Satz 1 PflBG)) 
Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen.  
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Zu Nummer 47 
(Artikel 1 (§ 51 Absatz 1 Nummer 1 und 3, Absatz 2 Satz 2 und Absatz 4 Satz 2 PflBG)) 
Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab, da die in § 51 Absatz 1 PflBG enthaltene Regelung sämtliche Ent-
scheidungen umfasst, die unmittelbare Wirkung entfalten. 
Nach Meinung der Bundesregierung ist bei § 51 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 4 Satz 2 PflBG auf die Unanfecht-
barkeit einer Entscheidung abzustellen. 
 
Zu Nummer 48 
(Artikel 1 (§ 52 Absatz 1 Satz 2 - neu - und Satz 3 - neu - PflBG)) 
Die Bundesregierung lehnt den ersten Satz des Vorschlages ab, da im Gesetzentwurf keine Regelung zur Ausstel-
lung von Ersatzurkunden getroffen wird und damit auch keine Zuständigkeitsregelung für diese Fälle zu treffen 
ist. Die Bundesregierung lehnt auch den zweiten Satz des Vorschlages ab, da die Zuständigkeit in Angelegenhei-
ten, die sich auf die Ausübung eines Berufs beziehen, bereits in § 3 Absatz 1 Nummer 2 VwVfG entsprechend 
geregelt ist. 
 
Zu Nummer 49 
(Artikel 1 (§ 53 Absatz 4 Satz 2 PflBG)) 
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 
 
Zu Nummer 50 
(Artikel 1 (§ 56 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 PflBG)) 
Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab, da er der Systematik des Gesetzentwurfs nicht entspricht und nicht 
erforderlich ist. Die Inhalte der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung sind in § 56 Absatz 1 PflBG vorgegeben 
und müssen dort nicht zu einzelnen Themenbereichen weitergehend geregelt werden.  
Das Thema „Vornoten“ wird in der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung aufgegriffen werden. 
 
Zu Nummer 51 
(Artikel 1 (§ 56 Absatz 3 PflBG)) 
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 
 
Zu Nummer 52 
(Artikel 1 (§ 56 Absatz 4 Satz 2 - neu - PflBG)) 
Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab, da es Sache des Spitzenverbandes Bund der Kranken- und Pflege-
kassen, des Verbandes der privaten Krankenversicherung, der Vereinigungen der Träger der Pflegeeinrichtungen 
auf Bundesebene und der Deutschen Krankenhausgesellschaft ist, im Benehmen mit den Ländern Vorschläge für 
die Regelungsinhalte der Finanzierungsverordnung nach § 56 Absatz 3 Nummer 1 bis 5 PflBG zu vereinbaren. 
 
Zu Nummer 53 
(Artikel 1 (§ 56 PflBG)) 
Die Bundesregierung nimmt die Bitte zur Kenntnis. BMG und BMFSFJ haben am 1. März 2016 qualifizierte 
Eckpunkte für eine Ausbildungs- und Prüfungsverordnung vorgelegt, an deren Umsetzung gearbeitet wird. 
 
Zu Nummer 54 
(Artikel 1 (§ 57 Absatz 1 Nummer 4 - neu - und Absatz 2 PflBG)) 
Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag in der vorgelegten Fassung ab, da die vorgeschlagene Bußgeldbeweh-
rung in dieser Form sowohl inhaltlich als auch rechtstechnisch nicht durchgeführt werden kann. Sie prüft jedoch, 
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ob das Anliegen des Bundesrates, die fehlerhafte Übermittlung von Daten nach §§ 29 Absatz 2, 34 PflBG mit 
einer Geldbuße zu belegen, auf andere Weise umgesetzt werden kann. 
 
Zu Nummer 55 
(Artikel 1 (§ 59 Überschrift und Absatz 2 PflBG)) 
Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab, da sie die Möglichkeit der Umschreibung der Berufserlaubnis für 
wichtig hält. Sie hält den entstehenden Mehraufwand für nicht erheblich und für vertretbar. Siehe hierzu auch die 
Ausführungen in der Begründung des Gesetzentwurfs Allgemeiner Teil zu VI 4.3.2. letzter Absatz. 
 
Zu Nummer 56 
(Artikel 1 (§ 60 Absatz 4 Nummer 1 bis 4 PflBG)) 
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 
 
Zu Nummer 57 
(Artikel 1 (§ 60 Absatz 5 - neu - PflBG)) 
Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. Für die mit der vorgeschlagenen kurzfristigen Stichtagslösung ver-
bundene Ungleichbehandlung von bestehenden und neuen Kranken- und Altenpflegeschulen wird kein ausrei-
chender Rechtfertigungsgrund gesehen. 
 
Zu Nummer 58 
(Artikel 1 (§ 61 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 Satz 1 und Satz 2 - neu - PflBG), Artikel 15 
Absatz 2, 3, 4 und 5 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten)) 
Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 
 
Zu Nummer 59 
(Artikel 1 (§ 61 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 PflBG)) 
Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 
 
Zu Nummer 60 
(Artikel 1 (§ 62 Überschrift und Absatz 1 Satz 1 und Satz 5 - neu - PflBG)) 
Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 
 
Zu Nummer 61 
(Artikel 1 (§ 62 Absatz 1 Satz 1 PflBG)) 
Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab, da die hochschulische Pflegeausbildung nach Teil 3 PflBG eine 
primärqualifizierende Ausbildung an Hochschulen vorsieht. Die Übergangsfrist zur Fortführung bestehender Ko-
operationen zwischen Hochschulen und Pflegeschulen bis Ende 2029 ist nach Meinung der Bundesregierung be-
reits sehr lang bemessen. Eine Überprüfung erfolgt durch die bis zum 31. Dezember 2027 vorzulegende Evalua-
tion. 
 
Zu Nummer 62 
(Artikel 1 (§ 62 Absatz 2 PflBG)) 
Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab, da neue Kooperationen von Hochschulen und Pflegeschulen nach 
§ 62 Absatz 2 PflBG nur unter Beachtung der Maßgaben des § 62 Absatz 1 PflBG, insbesondere nur befristet bis 
zum 31. Dezember 2029 zugelassen werden sollen und auch nur, soweit dies zur Förderung der hochschulischen 
Pflegeausbildung nach Teil 3 erforderlich ist. Bei der Durchführung der hochschulischen Pflegeausbildung sind 
sowohl bestehende Kooperationen von Hochschulen und Pflegeschulen nach § 62 Absatz 1 PflBG als auch neue 
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Kooperationen nach § 62 Absatz 2 PflBG an die Vorgaben nach Teil 3 PflBG, insbesondere an § 37 in Verbin-
dung mit § 5 PflBG gebunden. 
 
Zu Nummer 63 
(Artikel 1 (§ 62 PflBG)) 
Die Bundesregierung nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 
 
Zu Nummer 64 
(Weiterführung bestehender Studienangebote) 
Die Bundesregierung nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 
 
Zu Nummer 65 
(Artikel 2 Nummer 3 - neu - und Nummer 4 - neu - (§ 131b Satz 1 und § 176 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 Satz 
3 - neu - SGB III)) 
Die Bundesregierung wird den Vorschlag zu § 131b Satz 1 SGB III prüfen. Innerhalb der Bundesregierung besteht 
Einvernehmen, entsprechend dem Koalitionsvertrag eine verbindliche und langfristige Regelung zur vollständi-
gen Finanzierung der Ausbildungskosten bei Umschulungsmaßnahmen unter Einbeziehung des dritten Ausbil-
dungsjahres zu treffen. Zu berücksichtigen sind dabei sowohl die finanziellen Auswirkungen auf die jeweiligen 
Sozialversicherungssysteme, den Bund und den Ausbildungsfonds als auch rechtssystematische Grundsätze. Die 
Entscheidung über die konkrete Ausgestaltung der Neuregelungen soll dem parlamentarischen Verfahren vorbe-
halten bleiben. 
 
Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag zu § 176 SGB III ab. Auf das Zulassungsverfahren bei Schulen und 
Jobcentern und deren Maßnahmen kann nicht mit Verweis auf die staatliche Schulaufsicht bzw. sonstige Aufsicht 
der Länder verzichtet werden. Denn es dient dazu, die Qualität arbeitsmarktlicher Dienstleistungen zu verbessern, 
und gilt für alle Träger, die Maßnahmen der aktiven Arbeitsförderung anbieten wollen. Die originären Aufgaben 
von Schulen sind andere, als Leistungen der aktiven Arbeitsmarktpolitik zu erbringen. Die Regelungen zur Zu-
lassung sehen ergänzende arbeitsmarkt- und kostenbezogene Kriterien vor, die von der Schulaufsicht nicht abge-
deckt sind. Zudem wären eine Ausnahme und die damit verbundene Besserstellung gegenüber anderen Trägern 
unter Wettbewerbsgesichtspunkten nicht gerechtfertigt. Das Zulassungserfordernis war bislang auch kein Hinder-
nis für Umschulungen im Pflegebereich, so sind allein seit dem Start der "Ausbildungs- und Qualifizierungsof-
fensive Altenpflege" über 20 000 Personen in eine Altenpflegeumschulung eingetreten. 
 
Zu Nummer 66 
(Artikel 4 Nummer 2 Buchstabe c - neu - (§ 82a Absatz 3 Nummer 2 Satz 2 - neu - SGB XI)) 
Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen.  
 
Zu Nummer 67 
(Artikel 6a - neu - (§ 7 Absatz 1 Nummer 4 KHEntgG) und Artikel 6b - neu - (§ 7 Absatz 1 Nummer 3 
BPflV)) 
Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen. 
 
Zu Nummer 68 
(Artikel 15 Absatz 1 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten)) 
Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 
 
Zu Nummer 69 
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(Gesetzentwurf allgemein) 
Die Bundesregierung nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 
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